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Vorwort 

Die vorliegende Studie ist das Endprodukt eines längerfristigen  Untersu-
chungsprozesses, der zunächst durch einen, seitens der Vorarlberger  Landesre-
gierung an Prof.  Bruno Simma und den Verfasser  erteilten Auf t rag zu einem 
völkerrechtlichen Gutachten über die rechtliche Beurteilung grenzüberschrei-
tender Einwirkungen kerntechnischer Anlagen, in Gang gesetzt wurde. M i t dem 
Abkl ingen der unmittelbar nach Tschernobyl ihren Höhepunkt erreichenden 
Welle der öffentlichen  Besorgnis über die Nutzung der Kernkraf t  i m allgemei-
nen und der m i t Atomanlagen verbundenen grenzüberschreitenden Risiken i m 
besonderen, schien das Thema weniger brisant, die Arbei t am Manuskr ip t kam 
zum Stocken. 

Die zunächst im Zuge der deutschen Wiedervereinigung gewonnenen detail-
lierten Erkenntnisse über den i m allgemeinen desolaten Zustand der kerntechni-
schen Industrie in Zentral- und Osteuropa, gaben nicht nur Auft r ieb zu 
neuerlichen diplomatischen, rechtlichen und wirtschaftl ichen Vorstößen zur 
Reduzierung des Risikopotentials dieser kerntechnische Anlagen. Sie ermunter-
ten auch zur Fertigstellung des nun in Buchform vorliegenden Manuskripts. 

Angesichts fortschreitender  politischer Disintegrat ion und großer wirtschaft-
licher Schwierigkeiten i m östlichen Europa, sowie des Problems alternder 
Kernkraftwerke  weltweit, stellt heute die von kerntechnischen Anlagen ausge-
hende grenzüberschreitende Gefährdung ein ernstes internationales Problem 
dar. Von der Thematik her ist damit die gegenständliche Untersuchung i m 
Augenbl ick sicherlich hochaktuell. A n der Aktua l i tä t des Themas dürfte sich 
aber (leider) auch in absehbarer Zukunf t nichts wesentlich ändern: I n den 
westlichen Staaten scheint es unter dem Eindruck einer drohenden globalen 
Kl imaveränderung zu einem Umdenken in Sachen Kernergieoption zu kom-
men, während viele Entwicklungsländer, entweder trotz finanzieller Schwierig-
keiten an dieser Opt ion hartnäckig festhalten, oder aber nach wie vor den 
Ausbau einer nationalen Kernenergieindustrie energisch vorantreiben. 

Unter den vielen Personen, die zur Fertigstellung des Manuskr ipts beitrugen, 
muß in erster Linie Bruno Simma erwähnt werden, dem ganz spezieller Dank 
gebührt für seinen intellektuellen Eintrag in das Manuskr ipt . Dank gebührt 
auch Daniel K h a n und Hans-Peter Folz (beide München) und Christoph 
Partsch (Durham, N.C.) , die zu verschiedenen Zei tpunkten tatkräft ig bei der 
Erarbeitung des dieser Untersuchung zugrundeliegenden Datenmaterials mi t -
wirkten. Z u danken ist hier aber auch Georgia Clark, Director, Wayne State 
University Law Library, für ihren unermüdlichen Einsatz bei der Beschaffung 
manch „exotischer" Dokumente und Materialen. 
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Schließlich sei der Leser darauf hingewiesen, daß die i m Abschnit t „ A . 
Einführung" (Erster Teil) enthaltenen Überlegungen zusammen mi t einem Teil 
der Thesen der „Kurzfassung der Ergebnisse" (Dr i t ter Teil des Buches) bereits 
als Hand l & Simma, "Grenzüberschreitende Auswirkungen von Kernkraftanla-
gen und Völkerrecht", 39 ÖZöRV  1 (1988), veröffentlicht  wurden. Der 
Abschnit t „Gleichbehandlung von Auslandsbewohnern" ist eine revidierte und 
erweiterte Fassung eines Vortragsmanuskripts, das unter dem Ti te l „Das 
völkerrechtliche Gebot der Gleichbehandlung von Auslandsbewohnern i m 
Atomenergierecht" i n N . Pelzer, Hrsg., Deutsches  Atomenergierecht  im interna-
tionalen  Rahmen (1992) i m Nomos Verlag erscheinen wird. 

Durham, N.C. , i m Herbst 1991. 

Günther  Handl 
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Erster  Teil 

Internationalisierung des Genehmigungsverfahrens 
für kerntechnische Anlagen als Funktion 

grenzüberschreitender Gefährdung des Nachbarstaates 

A. Einfuhrung 

Seit der Atomkatastrophe in Tschernobyl, die die Möglichkeit weiträumiger 
grenzüberschreitender  Auswirkungen von Kernkraftunfallen  nur allzu drastisch 
vor Augen geführt  hat, stellt sich in verschärfter  Form die Frage, unter welchen 
Vorausetzungen ein, durch eine ausländische kerntechnische Anlage potentiell 
beeinträchtigter Staat, dem Anlagestaat gegenüber einen, auf bilateraler Ebene 
durchsetzbaren, völkerrechtlichen Anspruch auf Sicherung der Unversehrtheit 
des eigenen Territoriums und seiner Bevölkerung hat. Trotz zunehmender 
Multilateralisierung nicht nur von Umweltagenden im allgemeinen,1 sondern 
auch von Fragen der nuklearen Sicherheit und des Strahlenschutzes,2 ist mit 
dieser Frage ist ein aktueller Themenkreis angeschnitten, der in der völkerrecht-
lichen „Aufarbeitung" der Katastrophe von Tschernobyl gegenüber den Proble-
men der völkerrechtlichen bzw. zivilrechtlichen Haftung und der Staatenimm-
unität stark vernachläßigt worden ist. Diesem Versäumnis soll mit der 
vorliegenden Studie entgegengetreten werden. Die Klärung der völkerrechtli-
chen Möglichkeiten der Verhinderung sowie Minderung grenzüberschreitender 
nuklearer Schäden verdient mindestens ebensoviel Aufmerksamkeit  wie die 
Frage der Schadensregulierung ex post.3 

1 Vgl. allgemein Handl, „Environmental Security and Global Change: The Challenge 
to International Law", 1 Y.B.Int'l  Env.L.  3 (1990). 

2 s. z.B. unten F.I. l . 
3 Aus dem umfangreichen Schrifttum zum Problemkreis „Tschernobyl — Schadener-

satz für grenzüberschreitende nukleare Schäden" seien hier u. a. erwähnt: Adede, „Toward 
a Convention for the Settlement of International Claims Arising from Transboundary 
Nuclear Pollution Damage", BN A, 1ER, Analysis & Perspective  351 (1988); Kapteyn, 
„Vergoeding schade Tsjernobyl — volkenrechtelijke aspecten", 42 NJB,  1329 (1986); 
M.Kloepfer/C. Köhler, Kernkraftwerk  und Staatsgrenze  132ff.(1981);  Malone, „The 
Chernobyl Accident: A Case Study in International Law Regulating State Responsibility 
for Transboundary Nuclear Pollution", 12 Col.J.  Env.L.  203 (1987); Pelzer, „The Impact 
of the Chernobyl Accident on International Nuclear Energy Law", 25 AVR  294 (1987); 
Rest, „Tschernobyl und die internationale Haftung — Völkerrechtliche Aspekte", Vers.R. 
933 (1986); P. Sands, Chernobyl:  Law and Communication:  Transboundary Nuclear  Air 
Pollution  — The  Legal  Materials  (1986); Strohl, „Tchernobyl et le problème des 
obligations internationales relatives aux accidents nucléaires", 4 Politique  Etrangère 
(1986); Uibopuu, „Tschernobyl im Lichte des Sowjetrechts", 30 Recht  in Ost und West  269 
(1986); and Uschakow, „Tschernobyl und das sowjetische Recht", Vers.R.  17 (1986). 
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Schon aus rein verfahrensökonomischen  Gründen ist anzunehmen, daß nicht 
bereits jeder theoretisch gefährdete Staat einen individuellen völkerrechtlichen 
Anspruch auf Sicherung gegen grenzüberschreitende atomare Schäden haben 
kann. Von einer kerntechnischen Anlage ausgehende grenzüberschreitende 
Gefahren, die alle Staaten in dem Sinne betreffen,  daß sie legitime Sicherheitsin-
teressen der Staatengemeinschaft i m ganzen berühren, werden vielmehr i m 
Wege multi lateraler Vereinbarungen, etwa über global geltende Mindestsicher-
heitsstandards u. dgl., zu regeln sein.4 Für einen besonderen, individuellen 
Anspruch seitens eines gefährdeten Staates setzt das Völkerrecht dagegen ein 
spezifisches, mi t der ausländischen kerntechnischen Anlage verbundenes, 
grenzüberschreitendes Gefahrenmoment voraus. 

Entsprechend der grundsätzlichen Themenstellung werden in der hier vorlie-
genden Studie drei Problemkreise angeschnitten und zwar: 
1. die Frage nach der objektiven Eingrenzung des grenzüberschreitenden 

nuklearen Gefährdungstatbestandes, der i m bilateralen Rechtsverhältnis 
von gefährdetem Staat und Anlagestaat anspruchauslösende Wi rkung hat; 

2. die Frage nach der Ausgestaltung dieses besonderen bilateralen Anspruchs 
auf Sicherung gegen das nukleare Risiko, also nach dem Umfang und Grad 
der „International isierung" jener Entscheidungsprozeße, die dem Aufbau, 
Betrieb und der Entsorgung kerntechnischer Einrichtungen zugrunde liegen; 
und 

3. die Frage nach den zwischenstaatlichen Rechtspflichten zur Minderung 
nuklearer Schäden wenn ein Stör- bzw. Unfa l l i n einer kerntechnischen 
Anlage eingetreten ist. 

Die Erörterung multi lateraler Anliegen, die die Sicherheit oder die Umwel -
tverträglichkeit nationaler kerntechnischer Anlagen betreffen,  ist nur insoferne 
Gegenstand dieser Untersuchung, als sie direkt zum Verständnis der bilateralen 
Rechtslage notwendig erscheint. N ich t speziell behandelt werden ferner  Fragen, 
die m i t nicht-nuklearen grenzüberschreitenden Umwelteinwirkungen kerntech-
nischer Anlagen zusammenhängen, wie ζ . B. der Aufwärmung von Grenzflüßen 
und dergleichen. Die vorliegende Studie beschäftigt sich also ausschließlich mi t 
dem für kerntechnische Anlagen charakteristischen nuklearen Risiko. 

B. Gefährdung durch kerntechnische Anlagen: Ein Überblick 

Vorausetzung für die völkerrechtliche Bewertung der von kerntechnischen 
Anlagen ausgehenden grenzüberschreitenden Gefahrdung ist zunächst ein 
klares Verständnis hinsichtl ich der A r t des Risikos, das für Anlagen des 

4 s. dazu allgemein N. Pelzer (Hrsg.), International Harmonization in the Field  of 
Nuclear  Energy  Law, Proceedings  of  NUCLEAR  INTER  JURA '85  (1986); ins Detail 
gehend, Handl, „Transboundary Nuclear Accidents: The Post-Chernobyl Multilateral 
Legislative Agenda, 15 ELQ 203, 205-211 (1988); und Boyle, „Nuclear Energy and 
International Law: An Environmental Perspective", 60 BYIL  257ff., 260-269 (1989). 
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nuklearen Brennstoffkreislaufes,  die für Nachbarstaaten möglichwerweise von 
Bedeutung sein könnten, als typisch oder dominierend gelten kann. Dami t stellt 
sich die Frage, ob bei einer bestimmten Anlage das Stör- bzw. Unfal l r is iko 
überwiegt oder aber, ob i m Normalbetr ieb der Anlage erfolgende Umwelteinlei-
tungen radioaktiver Stoffe  als auschlaggebend für das charakteristische Gefahr-
dungspotential dieser kerntechnischen Einr ichtung gelten müssen. 

I n Bezug auf Kernkraftwerke  fallt die An twor t leicht. Sowohl die Unfäl le in 
Tschernobyl und Harr isburg (Three M i le Island), als auch die theoretischen 
Unfallsberechnungen — etwa der amerikanischen Reactor Safety Study von 
19755 oder der Deutschen Reaktor Sicherheitsstudie von 19796 — räumen jeden 
Zweifel aus: Bei Kernkraftwerken  muß das Stör- bzw. Unfal l r is iko den 
völkerrechtlichen Ausgangspunkt für die Beurteilung des bilateralen Rechtsver-
hältnisses bilden. 

Weniger einfach ist die Bewertung dessen, was für eine Wiederaufbereitungs-
anlage als das dominierende Risiko gelten muß. Je nach emissionstechnischer 
Auslegung der betreffenden  Anlage werden mehr oder weniger Radionukl ide 
routinemässig an die Umwel t abgeführt. 7 Die daraus resultierende langfristige 
Belastung der Umwel t v.a. durch Krypton-85 und Jod-129, aber auch Kohlen-
wasserstoff-14  und Tr i t ium, ist sicherlich nicht unbeachtl ich.8 Aufgrund der 
großräumigen, j a globalen Ausbreitung dieser Radionukl ide, stellt ihre Kon -
trolle i m Wiederaufbereitungsverfahren  eigentlich ein Problem für die Staaten-
gemeinschaft insgesamt dar. Eine echte Lösung w i rd daher letztl ich woh l einen 
multi lateralen Ansatz voraussetzen. Die radiologische Belastung unmittelbar 
benachbarter Staaten durch einen geringfügigen Anstieg dieser Isotopen in der 
Umwel t und damit i n der Nahrungskette, steht jedenfalls i n ihrer Bedeutung 
weit hinter den bei einem Störfall  nicht auszuschließenden grenzüberschreiten-
den Auswirkungen zurück. 

Daß die Wiederaufbereitung  abgebrannter nuklearer Brennstoffe  m i t ernstli-
chen Umweltr is iken verbunden ist, kann nicht geleugnet werden. Die vielen 

5 U.S. Nuclear  Regulatory  Commission,  Reactor  Safety  Study:  An Assessment of 
Accident  Risks  in U.S. Commercial  Nuclear  Power  Plants , WASH-1400 (NUREG 
75/014), Executive Summary 9-11 (1975). 

6 Gesellschaft  für  Reaktorsicherheit, Deutsche Risikostudie  Kernkraftwerke,  Dezember 
1979. Vgl. weiters Heuser, „Risikountersuchungen zu Unfällen in Kernkraftwerken",  32 
atw  Januar 1987, 79. 

7 So war ζ. B. laut 1. Teilgenehmigung für die WA A Wackersdorf— anders als dies in 
einschlägigen U.S. Rechtsvorschriften  gefordert  wird — keine Rückhalteeinrichtung für 
Kr-85 geplant: Bayrisches  Staatsministerium  für  Landesentwicklung  und Umweltfragen, 
Wiederaufbereitungsanlage  für  bestrahlte  Kernbrennstoffe  aus Leichtwasserreaktoren  und 
Mischoxid-Brennelementfabrik  im Taxöldener  Forst  bei  Wackersdorf  (WAA),  1. Teilgeneh-
migung  vom 24.9.1985, S.165f. 

8 Vgl. allgemein OECD Nuclear Energy Agency,  Radiological  Significance  and Manage-
ment of  Tritium,  Carbon-14,  Krypton-85,  Iodine-129  Arising  from  the Nuclear  Fuel  Cycle: 
Report  by  an ΝΕΑ Group  of  Experts 43 ff. (1980). 




